
§ 10 GKG; § 92 ZPO.
Zur richtigen Festsetzung des Streitwerts in einem Un
terhaltsverfahren als Voraussetzung für die Kosten
entscheidung.
BG Karl-Marx-Stadt, Urt. vom 26. Juli 1968 - Kass. 
F 21/68.

Die Parteien sind Eheleute; die Scheidungsklage des 
Verklagten ist rechtskräftig abgewiesen worden. Die 
Klägerin hat danach Klage auf Unterhaltszahlüng in 
Höhe von 310 M für sich und in Höhe von 200 M für 
den Sohn der Parteien erhoben. Sie hat dazu vorgetra
gen, daß der Verklagte lediglich 200 M für den Sohn 
zahle.
Der Verklagte hat Klagabweisung beantragt, soweit für 
das Kind mehr als monatlich 130 M und für die Kläge
rin mehr als 220 M auf die Dauer von sechs Monaten 
und danach mehr als 100 M Unterhalt gefordert wer
den.
Das Kreisgericht hat den Verklagten verurteilt, für das 
Kind 120 M und für die Klägerin 240 M monatlich zu 
zahlen. Im übrigen hat es die Klage abgewiesen und 
entschieden, daß die gerichtlichen und außergerichtli
chen Kosten des Verfahrens der Verklagte zu tragen 
hat.
Der Kassationsantrag des Direktors des Bezirksgerichts 
richtet sich gegen die Kostenentscheidung. Es wird be
antragt, die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten 
des Verfahrens den Parteien je zur Hälfte aufzuerle
gen.
Der Antrag hatte im wesentlichen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n ;
Wie sich aus der Begründung des. Kreisgerichts zur 
Kostenentscheidung entnehmen läßt, ist dieses zwar 
richtig davon ausgegangen, daß nach § 44 FVerfO für 
die Kostenentscheidung in Unterhaltsverfahren die für 
das Zivilverfahren geltenden Kostenbestimmungen, also 
insbesondere die §§ 91 ff. ZPO, zur Anwendung kom
men. Es hat jedoch übersehen, daß nach den diesen 
Bestimmungen innewohnenden Prinzipien die Parteien 
die Kosten des Prozesses im Verhältnis ihres Obsiegens 
und Unterliegens zu tragen haben.
In der vorliegenden Sache hat das Kreisgericht dem in 
Höhe von insgesamt 510 M geltend gemachten Unter
haltsanspruch nur in Höhe von 360 M stattgegeben und 
im übrigen die Klage abgewiesen. Bereits hieraus ist 
erkennbar, daß die Kosten des Verfahrens nicht allein 
dem Verklagten auferlegt werden durften, sondern daß 
über die Kosten nach § 92 ZPO zu entscheiden war.
Voraussetzung für eine richtige Kostenquotelung ist 
aber zunächst eine richtige Streitwertfestsetzung unter 
Berücksichtigung des gesamten Verfahrensablaufs.
Im vorliegenden Falle.hat das Kreisgericht den Streit
wert auf 6 120 M (12 X 510 M) festgesetzt, ohne zu be
rücksichtigen, daß der Verklagte im Termin eine mo
natliche Unterhaltszahlung in Höhe von insgesamt 
350 M auf die Dauer von sechs Monaten und von monat
lich 230 M auf unbegrenzte Dauer anerkannt hat. Wenn 
auch § 20 FVerfO den Erlaß eines Anerkenntnisurteils 
ausschließt, so darf trotzdem nicht übersehen werden, 
daß es sich um ein echtes Anerkenntnis handelt, wenn 
es den Grundsätzen des Familienrechts entspricht. Da
gegen bestehen im vorliegenden Fall aber keine Be
denken; denn es steht fest, daß der Verklagte nach Ab
weisung seiner Scheidungsklage zu Unterhaltsleistungen 
für das eheliche Kind und für seine Ehefrau so lange 
verpflichtet bleibt, wie diese auf Unterhaltsleistungen 
angewiesen sind.
Wäre der Erlaß eines Anerkenntnisurteils zulässig, 
dann würde dieser Betrag ohne weiteres aus dem Ge
samtanspruch ausscheiden, und die nachfolgenden Ge

bühren würden nur nach dem durch das Anerkenntnis 
reduziferten Streitwert zu berechnen sein. Nicht anders 
kann aber der Streitwert im vorliegenden Falle festge
setzt werden; denn es wäre unbillig und ist offenbar 
vom Gesetzgeber auch nicht gewollt, daß durch den 
Ausschluß eines Anerkenntnisurteils die Parteien mit 
zusätzlichen Kosten belastet werden*.
Es war deshalb zwar richtig, zunächst für die Prozeß
gebühr einen Streitwert von 6 120 M anzunehmen, je
doch mußte für die nachfolgenden Gebühren der Streit
wert auf den Betrag herabgesetzt werden, der nach dem 
Anerkenntnis zwischen den Parteien noch streitig ge
blieben ist. Da einer Gesamtforderung von monatlich 
510 M ein Anerkenntnis in Höhe von monatlich 350 M 
auf die Dauer von 6 Monaten und weiterhin auf unbe
grenzte Dauer in Höhe von 230 M gegenübersteht, hätte 
das Kreisgericht den Streitwert vom Tag des Verhand
lungstermins an auf 2 640M (6X160M und 6 X 280 M) 
festsetzen müssen.
Eine Kassation des Streitwertbeschlusses ist jedoch 
nicht erforderlich, weil das Kreisgericht diesen Beschluß 
jederzeit von Amts wegen ändern kann. Das Kreis
gericht wird deshalb den Streitwert unter Berücksichti
gung vorstehender Ausführungen zu ändern haben. 
Betrachtet man unter diesen Gesichtspunkten den Um
fang des Obsiegens und des Unterliegens der Parteien, 
dann ergibt sich folgendes Bild:
Die Prozeßgebühr ist nach einem Wert von 6 120 M ent
standen (12 X 510 M). Hinsichtlich des eingeklagten Be
trags hat die Klägerin mit 432ÖM (12 X 360M) obge
siegt, mit 1 800 M ist sie unterlegen. Das entspricht etwa 
einer Kostenverteilung von 7/10 zu Lasten des Verklag
ten und von 3/10 zu Lasten der Klägerin. Von der Pro
zeßgebühr in Höhe von rund 260 M (Rechtsanwalt und 
Gericht) haben also die Klägerin 78 M und der Ver
klagte 182 M zu zahlen.
Die nach Eintritt in die mündliche Verhandlung ent
standenen Gebühren berechnen sich nach einem Streit
wert von rund 2 700 M (Wertklasse). Er setzt sich zu
sammen aus dem noch streitig gebliebenen Betrag für 
den Unterhalt des Kindes (12 X 70 M), dem noch strei
tigen Betrag für die ersten sechs Monate Unterhalt für 
die Klägerin (6 X 90 M) und dem streitigen Betrag für 
die Zukunft (6 X 210 M). Das ergibt 840 M + 540 M 
1 260 M = 2 640 M.
Für das Kind hat die Klägerin monatlich 80 M mehr 
gefordert, als ihr durch das Urteil zugesprochen wurde. 
Das ergibt streitwertmäßig einen Betrag von 12 X 80 M 
= 960 M.
Für sich forderte die Klägerin monatlich 310 M Unter
halt, und der Verklagte hat 220 M monatlich anerkannt. 
Die Klägerin hat vom Kreisgericht monatlich 240 M 
zugesprochen erhalten und ist deshalb sowohl für die 
ersten sechs Monate als auch für die weitere Zeit mit 
monatlich 70 M unterlegen. Für den Streitwert ergibt 
das ein Unterliegen von 12 X 70 M = 840 M.
Gegenüber einem Gesamtstreitwert von 2 640 M ist 
deshalb die Klägerin mit 1 800 M unterlegen; das ent
spricht etwa einem Anteil von 7Д0, während den Rest 
von 3/10 der Verklagte zu tragen hat.
Die außer der Prozeßgebühr entstandenen Kosten be
tragen etwa 160 M; denn nach der Sachlage ist nicht 
davon auszugehen, daß eine Beweisgebühr entstanden 
ist, weil das Einkommen des Verklagten im Prinzip un
streitig gewesen ist und er die bei den Akten befind
liche Bescheinigung selbst im Termin vorgelegt hat,

* Vgl. Insoweit auch OG, Urteil vom 31. Juli 1969 — 1 ZzF 
14/69 — (NJ 1969 S. 652), wo ausgesprochen worden ist, daß nur 
der eine freiwillige Leistung übersteigende Betrag bei der 
Werttestsetzung zu berücksichtigen 1st. — D. Red.
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